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Die Wirklichkeit nicht ignorieren
Die Linke muss verhindern, dass die Arbeiterklasse unter
Zuwanderung leidet.

Seit einigen Jahren verschwindet die Linke immer mehr von der
politischen Bühne. Gleichzeitig gewinnt die extreme und populistische
Rechte zunehmend an Boden. In Frankreich, Griechenland und den
Niederlanden sind die sozialdemokratischen Parteien auf einstellige
Wahlergebnisse abgerutscht; in Deutschland droht ein ähnlicher
Niedergang. In den genannten Ländern und innerhalb der Mitte-Links-
Parteien selbst wird intensiv darüber diskutiert, wie es weitergehen soll.
Zentrales Thema sind dabei immer wieder die Folgen des Dritten Weges,
der die Aufmerksamkeit der gemäßigten Linken von der Arbeiterklasse
weg hin zur Mittelschicht gedrängt hat. Seitdem die Interessen der
unteren Mittelschicht von der Linken so vernachlässigt wurden, haben
die Wähler ein tiefes Vertrauensproblem mit sozialdemokratischer
Regierungspolitik. Dieses Vertrauensdefizit könnte sogar dann weiter
andauern, wenn sich die Linke wieder verstärkt um sie kümmern sollte.

Viele politische Beobachter vertreten die Ansicht, die gemäßigte Linke
solle sich auf ihre traditionelle Kernpolitik wie Umverteilung, dem
Kampf gegen die Armut, den sozialen Wohnungsbau und die Prioritäten
der öffentlichen Investitionen besinnen. Das Thema Einwanderung
dagegen wird zwar in vielen EU-Ländern heftig diskutiert, als heißes
Eisen aber in der Linken beinahe als Tabu behandelt. Diejenigen, die sich
darauf einlassen - wie die neue deutsche Linksbewegung Aufstehen oder
einige sozialdemokratische Bürgermeister, die vor Migrantengettos in
ihren Städten warnen -, werden dafür oft angegriffen. Colin Crouch
warnt in einem aktuellen Artikel vor einer „einwanderungsfeindlichen
Stimmung“. Er schreibt: „Die Behauptung, die Konkurrenz polnischer
Bürger auf dem lokalen Arbeitsmarkt setze die Löhne britischer
Arbeitnehmer unter Druck, ist keine sozialistische Kritik am
Kapitalismus, sondern eine zynische Nebelkerze. Im Gegensatz zur
abstrakten Idee des Kapitalismus sind die vor Ort sichtbaren Polen sehr
präsent. Es ist leichter, sie zu hassen.“

Migranten in Hassobjekte zu verwandeln ist natürlich widerlich, und
eine offene Gesellschaft muss auf rassistische und fremdenfeindliche
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Rhetorik eindeutig reagieren. Bedeutet dies aber, dass die Linke nicht
über Migration reden sollte? Zu den Auswirkungen der Zuwanderung
auf das Lohnniveau gibt es umfangreiche Untersuchungen. Sie deuten
darauf hin, dass Einwanderer die Löhne von Arbeitnehmern mit
ähnlichen Qualifikationen negativ beeinflussen. Die Löhne
Höherqualifizierter aber werden positiv beeinflusst. Das sollte uns nicht
überraschen. Es scheint so, dass sich die Zuwanderung von
Arbeitskräften auf das Lohnwachstum insgesamt negativ auswirkt, da
gering qualifizierte Migranten für niedrigere Löhne eingestellt werden.
Beispielsweise konnte die Deutsche Bundesbank in einem Bericht vom
April zeigen, dass die Nettoeinwanderung aus der EU nach Deutschland
einen negativen Einfluss auf das Lohnwachstum im Land hatte –
insbesondere ab dem Jahr 2013.

So lange die Zuwanderung
derart chaotisch behandelt
wird, dient sie der
populistischen Rechten
weiterhin als Sündenbock.

Darüber hinaus deuten Studien über die
Entsendung von Arbeitskräften in der EU
darauf hin, dass es große Probleme mit der
Ausbeutung von Arbeitsmigranten gibt. Die
Gewerkschaften haben in Sektoren mit hohem
Migrantenanteil Probleme, den
gewerkschaftlichen Zusammenhalt und die
gemeinsame Verhandlungsmacht aufrecht zu
erhalten. Diese aber sind Voraussetzung für
höhere Löhne und eine stärkere Regulierung des
Arbeitsmarktes. Insgesamt besteht die Gefahr,
dass hohe Zuwanderungszahlen die
Institutionen zur Regulierung der
Arbeitsmärkte schwächen können, auf denen
das europäische Sozialmodell beruht. Die Linke
kann nun beschließen, zu diesem Thema zu
schweigen – aus der Angst, dass schon die
Analyse oder Erwähnung der Folgen der
Zuwanderung bereits schon fremdenfeindlich
sei. Diese Strategie könnte allerdings übel nach
hinten losgehen.

So lange die Zuwanderung derart chaotisch behandelt wird, dient sie der
populistischen Rechten weiterhin als Sündenbock. Im Gegensatz zu
Großbritannien, dass ein Einwanderungsziel hat - welches das Land Jahr
für Jahr verfehlt -, hat die deutsche Regierung in diesem Bereich keinerlei
Strategie. Seit 2014 gibt es in Deutschland eine jährliche Nettomigration
von über 500.000 Menschen. Die Zuwanderung liegt momentan bei über
einer Million pro Jahr. Gleichzeitig steigen in Städten wie Berlin die
Mieten jährlich um 10% und es fehlen in Deutschland schätzungsweise
zwei Millionen erschwingliche Wohnungen. Die Wohnungskrise wurde
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nicht durch Migration verursacht. Ihre Ursache liegt in der Entscheidung
der Regierung vor zehn Jahren, den sozialen Wohnungsbau zu beenden.
Die Krise am Wohnungsmarkt zeigt aber, wie schlecht Deutschland auf
hohe Einwanderungsraten vorbereitet ist.

Die deutsche Regierung hat nun einen Plan für ein Einwanderungsgesetz
vorgelegt. Demnach können Arbeitsmigranten aus Drittländern zur
Jobsuche bald eine sechsmonatige Arbeitserlaubnis bekommen. Dies gilt
für alle Berufe, so auch Lastwagenfahrer oder Reinigungskräfte. Die
deutschen Industrievertreter loben diesen Vorstoß. Ihren eigenen
Untersuchungen zufolge mangelt es bei „Türstehern“,
„Restaurantangestellten“ und anderen gering bezahlten Berufen an
„qualifizierten“ Arbeitskräften. Aber sollten wir nicht darauf bestehen,
dass die Arbeitserlaubnis für Menschen aus Drittländern an einen
Mindestlohn oder einen Arbeitsvertrag gebunden ist, um im
Niedriglohnsektor Lohndumping zu verhindern? Oder an eine
finanzielle Arbeitgeberabgabe für die Integration von Migranten oder
gegen die Wohnungskrise?

Die Linke muss zu einer
Einwanderungspolitik
finden, die einerseits
Rassismus entschieden
ablehnt, aber andererseits
die Wirklichkeit nicht
ignoriert.

Viele Einwanderer sprechen kaum Deutsch und
wissen nicht ausreichend über ihre Rechte
Bescheid. Deshalb werden sie an ihren
Arbeitsplätzen oft ausgebeutet. Die
arbeitsrechtlichen Kontrollen sind schwach und
häufig gibt es keine Möglichkeiten, sich zu
organisieren. Es gibt keine zentrale Behörde
gegen die Ausbeutung von Arbeitnehmern wie
zum Beispiel die britische Gangmasters- &
Labour Abuse Authority
(Arbeitsmissbrauchsbehörde) in Deutschland.
Dass die sozialen Standards in Sektoren mit
hohen Anteilen von Arbeitsmigranten kaum
umgesetzt werden, führt zu unfairem
Wettbewerb und letztlich zu einer Schwächung
dieser Standards.

Die Linke muss zu einer Einwanderungspolitik finden, die einerseits
Rassismus entschieden ablehnt, aber andererseits die Wirklichkeit nicht
ignoriert. Sollen die nationalistischen und migrantenfeindlichen
Tendenzen der britischen und US-amerikanischen Politik nicht auch
nach Deutschland kommen, muss das Land für die Werte der offenen
Gesellschaft kämpfen – indem es garantiert, dass die untere Mittelschicht
nicht unter der Einwanderung leiden muss. In der Bevölkerung herrscht
immer mehr der schleichende Verdacht vor, Zuwanderer kämen vor
allem aus wirtschaftlichen Gründen, um ihrer Armut zu entfliehen. Das
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liegt nicht zuletzt an der chaotischen Vermischung von Asyl- und
Arbeitseinwanderung, die viele Menschen zutiefst beunruhigt.

Diskussionen und Maßnahmen zum Umgang mit Migration sind nicht
gleichbedeutend damit, mögliche fremdenfeindliche und rassistische
Vorurteile der Wähler zu übernehmen. Im Gegenteil: Offene
Gesellschaften brauchen klare Regeln und starke Institutionen. Dabei ist
heute insbesondere Solidarität gefragt – in Form praktischer
Maßnahmen vor Ort, um den Neuankömmlingen bei ihren Problemen
zu helfen. Solidarität bedeutet aber auch, strenge Vorkehrungen dagegen
zu treffen, dass die sozialen Standards durch Zuwanderung ausgehöhlt
werden.

Aus dem Englischen von Harald Eckhoff.
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